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In Zeiten des Klimawandels, der Energie-, Welternährungs- und Finanzkrise werden Fragen nach der 
Form der Energie- und Nahrungsmittelproduktion sowie der Versorgungssicherheit und Souveränität 
zunehmend brisanter.  
 
Im Rahmen einer Dialogrunde und anschließenden Fachtagung am Institut für Umwelt – Friede – 
Entwicklung (IUFE) wurden die gentechnikfreie, biologische und regionale Produktion, Verarbeitung 
und Vermarktung von Lebensmitteln sowie erneuerbare Energieträger als Chancen für eine 
nachhaltige, ländliche Entwicklung erörtert und deren Defizite, Umsetzungshemmnisse und die 
erforderlichen politischen Rahmenbedingungen diskutiert. Dabei wurden neben nationalen 
Herausforderungen auch die internationalen Zusammenhänge beleuchtet. Zudem wurde thematisiert, 
wie Ernährungssicherheit und -souveränität im Kontext des Klimawandels zu bewerkstelligen sind und 
welchen Beitrag die Österreichische Entwicklungszusammenarbeit (OEZA) leisten kann. 
 
DIALOGRUNDE „ENERGIE UND ERNÄHRUNG IN ZEITEN DES KL IMAWANDELS“, 1. APRIL 2009 
 
Unter der Leitung der IUFE-Geschäftsführerin Dr. Petra C. Gruber diskutierten am 1. April Bundes-
minister DI Niki Berlakovich, DI Irmi Salzer, Bäuerin und Mitarbeiterin der ÖBV-Via Campesina 
Austria, der Mitautor des Weltagrarberichtes und Präsident des Millennium Institute und von BioVision 
Dr. Hans Rudolf Herren, sowie Prof. Dr. Wolfgang Sachs vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, 
Energie über Fragen der Energie und Landwirtschaft in Zeiten des Klimawandels.  
 

 
Irmi Salzer, Wolfgang  Sachs, Petra C. Gruber, Niki Berlakovich und Hans  R. Herren 

 
Energie und Ernährung würden oft als Gegensätze dargestellt, so NR-Abg. Franz Glaser, der als 
Vorsitzender des IUFE die Veranstaltung eröffnete. Eine Konkurrenz sei dann gegeben, wenn 
großflächige Landwirtschaft auf Kosten von Kleinbauern betrieben wird, wenn in den sogenannten 
Entwicklungsländern Urwald gerodet wird und auf diesen Flächen Futtermittel und Agrartreibstoffe 
hergestellt werden, die dann über tausende von Kilometern transportiert werden." In Europa sei die 
Situation hingegen anders zu beurteilen. „Wir haben in vielen Bereichen Überproduktion, es gibt 
ungenützte Brachflächen und Holzüberschüsse. Diese Ressourcen für die Erzeugung von Bioenergie 
zu nutzen, ist absolut sinnvoll und gerechtfertigt", hielt Glaser fest. Es sei ein lohnenswertes Ziel, dass 
möglichst alle Regionen der Welt in Ernährung und Energie autark würden. „Das bedeutet Sicherheit 
im Krisenfall, schafft Arbeitsplätze und erhält die Besiedlung im ländlichen Raum. Auch das Klima 
würde durch die Verminderung von Transportwegen enorm profitieren." 
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Bundesminister Berlakovich sprach sich dafür aus, dass Österreich auf lange Sicht energieautark 
werden und die benötigte Energie aus eigenen Quellen erzeugen soll. Bei der Weiterentwicklung der 
jüngsten Ökostromgesetz-Novelle werde es mittelfristig notwendig sein, sämtliche Fördersysteme für 
erneuerbare Energie umzustellen. „Wir haben uns in der EU darauf geeinigt, den Anteil der 
erneuerbaren Energieträger signifikant zu erhöhen. Für Österreich bedeutet das, den Anteil bis zum 
Jahr 2020 von 23,4% auf 34% zu erhöhen", erläuterte Berlakovich. Zudem wolle er sich in der EU 
dafür einsetzen, dass den einzelnen Staaten völliges Selbstbestimmungsrecht für den Einsatz von 
Gentechnik in der Landwirtschaft eingeräumt werde. Nicht zuletzt müssen wir „auch den Ent-
wicklungsländern helfen, ihre Ziele im Klimaschutz und in der Ernährungssicherheit zu erreichen." 
 

                        
 
„In Entwicklungsländern – besonders in Afrika – könnte die Ernährungssituation drastisch verbessert 
werden, wenn die Produktivität in der Landwirtschaft gesteigert wird“, betonte Hans-Rudolf Herren. Die 
notwendigen Produktivitätssteigerungen könnten durchaus durch biologische Bewirtschaftung erzielt 
werden, weshalb die Industriestaaten gefordert seien, ihre Entwicklungshilfemittel für nachhaltige 
Landwirtschaft deutlich zu erhöhen. Eine Haupthürde für die Bäuerinnen und Bauern in den 
Entwicklungsländern sei nicht nur die Höhe der Preise, sondern vor allem deren Schwankungen, 
welche die Bäuerinnen und Bauern von notwendigen Investitionen abhalten würden. Erschwerend 
komme hinzu, dass es gegen Ernteausfälle in den Ländern des Südens auch kein Versicherungs-
system gibt, wie es in Europa oder Nordamerika üblich sei, so Herren. 
Für die Förderung der kleinstrukturierten Landwirtschaft sprach sich Irmi Salzer aus. Zudem solle die 
Bevölkerung einer Region oder eines Landes das Recht haben, ihre Landwirtschafts- und Ver-
braucherpolitik selbst zu bestimmen, sofern damit nicht die Rechte anderer Länder verletzt werden. 
Subventionssysteme und Dumping würden diese Ernährungssouveränität untergraben, weshalb nicht 
zuletzt eine stärkere Regulierung der Agrarmärkte und eine klare Kennzeichnung von Lebensmitteln 
notwendig sei. 
Im Hinblick auf die Frage nach der globalen Ernährungssicherheit und Energieversorgung trat 
Wolfgang Sachs schließlich für eine Neudefinition des Begriffs der Produktivität in der Landwirtschaft 
ein. „Die fossile Revolution hat zwar zu enormen Produktivitätsgewinnen pro Arbeitskraft geführt. Aber 
die Produktivität gemessen am Mitteleinsatz oder an der Hektarfläche hat damit nicht Schritt 
gehalten." Sachs plädierte für einen Produktivitätsbegriff, der sich an der Erhaltung der Gemein-
schaftsgüter Wasser, Luft, Landschaft und biologische Vielfalt orientiert. Er zeigte sich auch davon 
überzeugt, dass die Biolandwirtschaft die Hauptrolle spielen würde, sobald die Erdölvorräte zur Neige 
gingen: „Es gibt gar keine andere Möglichkeit." 
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FACHTAGUNG „ERNÄHRUNGS-, ENERGIE- UND KLIMAKRISE“, 2.-3. APRIL 2009 

 
Nach der Begrüßung durch den Vorstandsvorsitzenden des IUFE, Abg.z.NR Bgm. Franz Glaser stellte 
die Moderatorin DI Karin Okonkwo-Klampfer (ÖBV-Via Campesina Austria) das Tagungsprogramm vor, 
bevor Dr. Petra C. Gruber die soeben im Verlag Barbara Budrich erschienene Publikation „Die Zukunft 
der Landwirtschaft ist biologisch!“ präsentierte und den Inhalt bzw. die Hauptaussagen der Autor/innen 
kurz skizzierte. Der Mitautor Mag. Martin Tragler (Bio-Austria OÖ) erläuterte dabei das Leitbild der 
biologischen Landwirtschaft. 
 

 
Karin Okonkwo-Klampfer, Martin Tragler und Petra C. Gruber 

 
Anschließend referierte Univ.-Prof. Dr. Markus Schermer vom Institut für Soziologie der Universität 
Innsbruck über die Chancen für die ländliche Entwicklung, welche er in den drei Kategorien 
„gentechnikfrei, biologisch, regional“ sieht. Dabei müssten jedoch alle Betriebe gentechnikfrei produ-
zieren, da ansonsten in der relativ kleinstrukturierten österreichischen Landwirtschaft keine biolo-
gische Produktion mehr garantiert werden könnte. Durch die Förderung von regionalen Wirt-
schaftskreisläufen und der Wahrnehmung des ländlichen Raums als vertrauenswürdigen Wirtschafts-
raum sollte dieser gestärkt werden. Mit Hilfe des fairen Handels wiederum könnte auch die 
landwirtschaftliche Produktion der Länder des Südens positiv beeinflusst gestärkt werden. „Bio kann 
die Welt ernähren, Hunger ist vor allem ein Verteilungsproblem und dezentrale Produktionssysteme 
auf Basis natürlicher Ressourcen sind die Antwort“, so Schermer, der in der Aufwertung von 
ländlichen Strukturen auch ein Mittel zur Verringerung der Landflucht sieht. Durch das herrschende 
Wachstumsparadigma und die Deregulierungsmaßnahmen entstünden jedoch Machkonzentrationen 
in allen Bereichen der Nahrungs- und Futtermittelproduktion sowie des Handels, die in den Ländern 
des Südens nicht nur die finanziellen Abhängigkeiten der Bauern und Bäuerinnen von multinationalen 
Konzernen weiter verstärken, sondern auch die Konsummuster verändern würden.  
Ob eine größere Anzahl von landwirtschaftlichen Betrieben im Norden und im Süden aus diesem 
System aussteigen würden und mit Hilfe der Etablierung von lokalen, nachhaltig ausgerichteten 
Netzwerken überlebensfähig blieben und inwieweit sich Konsummuster dahingehend verändern 
würden, dass nachhaltige und biologische Landwirtschaft das Einkommen der Bäuerinnen und Bauern 
sicherstellen könne, sei immer auch eine Frage des politischen Willens. 
 



INSTITUT FÜR UMWELT – FRIEDE – ENTWICKLUNG   VERANSTALTUNGSBERICHT 
 

 
Karin Okonkwo-Klampfer und Markus Schermer 

 
Nach der Mittagspause stand die aktuelle Debatte um Biomasse und Agrartreibstoffe im Zentrum der 
Diskussion, wobei hinterfragt wurde, inwieweit diese einen Irrweg oder vielleicht doch einen Ausweg für die 
ländliche Entwicklung darstellen.  
Für DI Kasimir Nemestothy, Referent für Energiewirtschaft und -politik der Landwirtschaftskammer 
Österreich, liegt die erste Priorität der heimischen Landwirtschaft dabei klar auf der Nahrungsmittel-
produktion und erst wenn diese gesichert sei, sollen Futtermittel sowie nachwachsende Rohstoffe für 
die stoffliche und energetische Nutzung produziert werden. Die Produktion von Biomasse und 
Agrartreibstoffen diene dabei zur Steigerung der Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern und 
Importen. Außerdem könnten auch Treibhausgasemissionen sowie Kosten eingespart werden, so 
Nemestothy. Die Nahrungsmittelproduktion sei dabei in Österreich nicht gefährdet, da lediglich 6,2% 
der gesamten Ackerfläche für Agrartreibstoffe verwendet würden. Zudem seien in Europa noch große 
Reserven potentieller Produktionsflächen vorhanden. Das Ziel, im Verkehrsbereich 10% der fossilen 
Treibstoffe mit Hilfe von Agrartreibstoffen zu substituieren, soll durch Effizienzsteigerung, Forschung 
zur Optimierung von Agrartreibstoffen, Reinverwendung im öffentlichen Verkehr, steuerliche 
Rahmenbedingungen, Mindeststandards für die Produktion sowie flächendeckende Vertriebsnetze 
erreicht werden. 
 

 
Karimir  Nemestothy 

 



INSTITUT FÜR UMWELT – FRIEDE – ENTWICKLUNG   VERANSTALTUNGSBERICHT 
 

Dr. Josef Hoppichler von der Bundesanstalt für Bergbauernfragen kritisierte in diesem Zusammen-
hang vor allem das Argument der Senkung des CO2 Ausstoßes, da die Bilanz unter Berücksichtigung 
des globalen Stickstoffkreislaufes ein gegenteiliges Ergebnis aufweise. Problematisch sei außerdem 
die Verwendung von Nahrungsmitteln als Treibstoff. So seien beispielsweise 2008 etwa 25% der 
gesamten Maisernte der USA in Autotanks geflossen, wodurch es in Mexiko zu Engpässen bei der 
Versorgung mit dem Grundnahrungsmittel Mais gekommen sei.  
Generell rufe die steigende Nachfrage von Pflanzen zur Treibstoffverarbeitung eine Steigerung der 
Preise für Grundnahrungsmittel hervor, wodurch die Ernährungssicherheit von zahlreichen Ländern 
nicht mehr gewährleistet sei. Die Politik sei jedenfalls gefordert, die Widersprüche in der 
landwirtschaftlichen Produktion zu entschärfen, so Hoppichler, der für massive Energieeinsparungen 
und Effizienzsteigerungen plädierte. Falls Biomasse genutzt werde, sollte ihr Einsatz entlang ihres 
energetischen Outputs erfolgen und ökologische sowie soziale Rahmenbedingungen müssten genau 
definiert werden.  
 

 
Josef Hoppichler 

 
 

 
Biobauer Ing. Roman Liebhart, Vorstandsmitglied von Bio-
Austria, forderte ebenso klare ökologische Standards für die 
Produktion von Biomasse, welche als Energieträger einge-
setzt wird. Darüber hinaus würden auch Photovoltaik und 
Windkraft Optionen darstellen, wobei auf den Bauernhöfen 
selbst diverse Möglichkeiten zu Einsparungen gegeben 
seien, um durch die sogenannte „Solarlandwirtschaft“ das 
Ziel Energieautarkie zu erreichen. Im Gegensatz zum domi-
nanten Wachstumsprinzip liege die Herausforderung für die 
Zukunft dabei auf dem Prinzip der Begrenzung, um unsere 
natürlichen Ressourcen auch für die nächsten Genera-
tionen bewahren zu können, so Liebhart.  
 
 
 
 
 
Roman Liebhart 
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Die Zusammenhänge zwischen Energieautonomie und Ernährungssouveränität sowie die daraus 
resultierenden Herausforderungen und die nötigen politischen Rahmenbedingungen waren Thema der 
Diskussionsrunde mit Abg.z.NR Ing. Hermann Schultes, Umweltsprecher der ÖVP, Präsident der 
Landwirtschaftskammer NÖ und Obmann des NÖ Bauernbundes, DI Irmi Salzer, Bäuerin und 
Referentin der ÖBV-Via Campesina Austria sowie Univ.-Prof. Dr. Markus Schermer.  
 
Ein wesentlicher Grund für die Nahrungsmittelkrise liege in der Verteuerung der fossilen Energie-
träger, so Schultes, da das daraus lukrierte Kapital Spekulationen mit Lebensmitteln auf den Finanz-
märkten ermögliche. „Wirtschaftssysteme, die sich künftig vor der Wiederholung dieser Szenarien 
schützen wollen, müssen einerseits die eigenständige Versorgung mit Lebensmittel erhalten, anderer-
seits alles tun, um sich von den Auswirkungen der Energieverknappung herauszuhalten“, so Schultes. 
Eine Ausrichtung der globalen Landwirtschaft an den Prinzipien der Kontinuität und Nachhaltigkeit sei 
daher notwendig, wobei Aus- und Weiterbildung, Eigenverantwortung, rechtliche Rahmenbedingun-
gen, gentechnikfreie Produktion, die biologische oder konventionelle Herstellung von hochwertigen 
Nahrungsmitteln, regionale Energiekreisläufe sowie ein respektvoller Wissenstransfer sichergestellt 
werden müssten. Ein so gestaltetes System trage darüber hinaus zur Pflege der natürlichen Ressour-
cen und zur sozialen Integration im ländlichen Raum bei, wobei die Stabilisierung durch Transfer-
zahlungen im Interesse der gesamten Gesellschaft liege. 
 

 
Karin Okonkwo-Klampfer. Markus Schermer, Hermann  Schultes und Irmi Salzer 

 
Das Konzept der Ernährungssouveränität, welches besagt, dass die Bevölkerung einer Region oder 
eines Landes ihre Landwirtschafts- und Verbraucherpolitik selbst bestimmen könne, sofern dabei nicht 
die Rechte anderer Länder verletzt würden, sei nicht nur für die Länder des Südens bedeutend, 
sondern könne auch im Norden die Abhängigkeit von Export- bzw. Importmärkten entschärfen, so 
Salzer. Angesichts der ökologischen und sozialen Krisen, die durch die industrielle Landwirtschaft 
verursacht worden seien, würden zahlreiche Argumente in Richtung lokaler und regionaler Selbstver-
sorgung auf Basis ökologisch und sozial nachhaltiger Produktion sprechen. Eine transparente und 
glaubwürdige Umsetzung müsse dabei auf politischer Ebene ansetzen, wobei der Weg in Richtung 
eines ernährungssouveränen Europas nicht zu Lasten der Länder des Südens gehen und ohne den 
Einsatz von Gentechnik erfolgen dürfe. Abgesehen von der Reduktion von Kraftfuttermitteln stünden 
darüber hinaus auch die Ernährungsgewohnheiten und der Lebensstil der Bevölkerung zur Diskus-
sion, wie Salzer betonte. 
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Tagungsteilnehmer/innen 

 
Der zweite Tag begann mit einem Vortrag von Dr. Hans Rudolf Herren, der über Nachhaltigkeit in der 
Landwirtschaft sprach und dabei für einen systemischen Ansatz anstatt kurzfristiges Krisenmanage-
ment plädierte.  
Herren führte aus, dass durch den Anbau von Pflanzen für die Fleisch- oder Agrartreibstoffproduktion, 
durch die Verringerung der Erträge aufgrund des Klimawandels und durch die Spekulationen mit 
Nahrungsmittelpreisen an den Börsen Grundnahrungsmittel zunehmend knapper würden. Dies 
betreffe vor allem die arme Bevölkerung in den Ländern des Südens und zerstöre die lokale 
Produktion. Im Weltagrarbericht wurden deshalb – unter Einbeziehung der UN-Millennium-Entwick-
lungsziele (MDGs) – entsprechende Entwicklungs- und Nachhaltigkeitsziele formuliert, die die Verrin-
gerung von Armut und Hunger, die Verbesserung der Lebens- und Gesundheitssituation im ländlichen 
Raum und die Förderung einer gerechten und nachhaltigen Entwicklung einfordern. Unter Anerken-
nung der Multifunktionalität der Landwirtschaft und mit Bedacht auf diese Ziele bestehe die Heraus-
forderung darin, die sich wandelnden Gesellschaften durch eine Steigerung der Nahrungsmittel-
produktion zu versorgen, ohne dabei die Ökosysteme zu schädigen. Die Forschung im Bereich der 
Agrarwissenschaften und -technologien sollte daher so ausgerichtet werden, dass die Produktion zwar 
gesteigert, das Nachhaltigkeitsprinzip aber dennoch verfolgt werde. „Es muss ein Kurswechsel in der 
Landwirtschaft vorgenommen werden, unterstützt von neuer und vor allem den Kleinbauern und Klein-
bäuerinnen angepasster und mitbestimmter Forschung“, betonte Herren.  
 

 
Hans R. Herren 
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Die Praxis der Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit (OEZA) im Zusammenhang mit Klima-
wandel und Ernährungssouveränität wurde im letzten Block der Tagung von Univ.-Ass. Dr. Michael 
Hauser vom Institut für Ökologischen Landbau (IfÖL) der Universität für Bodenkultur, Mag. Robert 
Zeiner von der Austrian Development Agency (ADA), Dr. Manfred Schnitzer vom Bundesministerium 
für europäische und internationale Angelegenheiten (BMeiA) und Mag. Petra Navara, Vorsitzende des 
NGO-Dachverbandes Globale Verantwortung – Arbeitsgemeinschaft für Entwicklung und humanitäre 
Hilfe, diskutiert.  
 
Hauser betonte dabei die problematischen Auswirkungen des Klimawandels auf die Selbstversor-
gungsmöglichkeiten von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, die zum Teil mit einer massiven Reduktion 
der Ernteerträge rechnen müssten. Die reduzierte landwirtschaftliche Produktivität würde sich dabei 
nicht nur auf ländliche Gebiete auswirken, sondern führe auch zu Versorgungsengpässen im urbanen 
Raum. Hauser kritisierte in diesem Zusammenhang, dass vom Klimawandel verursachte Ernährungs-
unsicherheiten meist auf der Makroebene thematisiert würden, die Auswirkungen für Individuen und 
Haushalte auf der Mikroebene jedoch wenig Beachtung fänden. Die EZA solle daher das Konzept der 
Ernährungssouveränität als Grundpfeiler in ihre Projekte und Programme implementieren und nach-
haltige ländliche Entwicklung fördern.  
 
Die Verankerung der Ernährungssicherung und Souveränität bei der Nahrungsmittelproduktion in den 
Länderprogrammen sei zentral und wichtig und biete für die Länder des Südens zahlreiche Vorteile, 
betonte Schnitzer, der als Referatsleiter im BMeiA EZA-Planungs- und Programmangelegenheiten 
betreffend Afrika bearbeitet.  
 
Zeiner, bei der ADA für die internationalen Programme und Projekte zuständig, sieht die Relevanz der 
Themen Klimawandel und Ernährungssouveränität vor allem im Bereich der Ländlichen Entwicklung, 
welche einer der Schwerpunktsektoren der OEZA sei. Klimawandel sei zusätzlich ein Mainstreaming 
Thema, das bei allen Projekten mitgedacht werden müsse, da der Umgang der Bevölkerung mit den 
Auswirkungen des Klimawandels essentiell für eine nachhaltige Sicherung der Ernährung sei. Im 
Zusammenhang mit Ernährungssicherung setze die OEZA in ihren Länderprogrammen, bei der NRO-
Kofinanzierung, den Wirtschaftspartnerschaften, den Forschungskooperationen und bei der entwick-
lungspolitischen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit deshalb auf die Förderung von kleinbäuerlichen 
Familienbetrieben, von ökologischer Landwirtschaft und dem Zugang zu lokalen und regionalen 
Märkten. 
 

 
Karin Okonkwo-Klampfer. Michael Hauser, Petra Navara, Robert Zeiner und Manfred Schnitzer 

 
Navara bewertete die Aufnahme der ländlichen Entwicklung als Schwerpunkthema im OEZA-
Dreijahresprogramm 2008-2010 zwar positiv, sie kritisierte jedoch, dass aufgrund des geringen 
Budgets relativ wenig Wirkung erzielt würde. Weiters bemängelte sie die Positionierung der OEZA im 
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Hinblick auf die EPAs (Economic Partnership Agreements), da regionale Integration nicht durch 
Freihandelszonen und einen liberalisierten globalen Markt realisiert werden könnten. „Die ziel-
führendste Möglichkeit, Ernährung und Einkommen im ländlichen Raum zu sichern, ist die Produktion 
landwirtschaftlicher Güter und ihre lokale und regionale Vermarktung“, so Navara. Als Voraussetzung 
dafür müsse aus NGO-Perspektive jedoch der Zugang zu Land, Wasser, Produktionsmitteln und 
Märkten gesichert sein und die Bewirtschaftung ökologisch erfolgen. Neben einer mit den 
entwicklungspolitischen Zielen kohärenten Subventionspolitik innerhalb der EU brauche es zudem 
eine lokale Verarbeitung, um auch die Wertschöpfung in der Region zu erzielen sowie mehr 
Bewusstsein für den fairen Handel, aber auch entsprechende Rahmenbedingungen bei der sektor-
spezifischen Budgethilfe.  
 
In ihren Schlussworten dankte die IUFE-Geschäftsführerin Petra C. Gruber allen Beteiligten für die 
spannende Tagung und die intensive Diskussion, welche nicht zuletzt im Rahmen einer neuen Buch-
publikation fortgeführt werden soll. 
 
Die Referate der Tagung stehen unter http://iufe.podcast.de als Audiobeiträge zur Verfügung. 
 
Die Veranstaltung wurde vom Institut für Umwelt – Friede – Entwicklung (IUFE) in Kooperation mit der 
Politischen Akademie, Bio-Austria, ÖBV-Via Campesina Austria und Slow Food Linz durchgeführt und 
von der Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit (OEZA) und dem Lebensministerium unter-
stützt. 
 
Im Rahmen der beiden Veranstaltungen wurde die vom Frauenarbeitskreis der ÖBV gestaltete Foto-
ausstellung „Im Auslauf? BäuerinnenWelten“ gezeigt.  
Link zum Frauenarbeitskreis: http://www.viacampesina.at/cms/frauenarbeitskreis.html 


